
,ii
Bellin.0S.10.2o1s
Bezu.g:

Eüqtr Zdehel. LIdB
Pia2 der ReFut lik 1
11011 Berlirx
F;:o: f aioLKaiser-Haus
RarE: 3-806
'felefu -+9 30 22;-74332
Fax: +49 30 22;-;6332
hubertus.zdebelAbuldestag. de

Wahlkreisbüro Mürster:
Achtermamstr. 19
48143 Münster
Telefon: +49 251 4909246
Faxr +49 251 4909352

Wahlkreisbüro Gelsenkirchen:
Wildenbruchstr, 17
45BBB Gelsenkirchen
Telefon: +49 209 g135gg5S
Faxi +49 209 91358857

:'.:'=-i J::--.i- v:: : *-:2 i-i.::.i:r:.:::::3-: =

\aturFteunde Deutscblands
I:ndesserband liRlV

Ebbery 1

58239 Schrserte

Hubertus Zdebel
Mil.glied. des Ileutscliel i3u udcs tagos

{Jbnrarn don Flaktion LIIE l-lNKfl irl
r\usschlrs$ [it l.Jntw-el1, Nalrrrsc]trrtz,
iJil rr r: nd l{caktnrsichnlheil

'EtilGtüAfi$[il

20&t 20m

Betreff: Ihr Schreiben vom 0S,1O.201S zu einem
gT't'ndsätzlichen Fracking-Verbot in Deutschland

Sehr geebrte Herr Matthias Möller,
liebe NaturFreunde NRW,

herzlichen Dank für Ihr Schreiben, das ich als fur das
Themenfeld Fracking verantwoftlicher Abgeordneter im Namen
meiner Fraktion DIE LINKE gerne beantworte.

Mit Ihrem Anliegen treffen Sie auf meine volle Unterstützung.
Sie sprechen in Ihrem Schreiben eine Vielzahl von problemen
an, die ich genauso kritisch sehe wie Sle.

Fracking ist mit immensen negativen Auswirkungen für Mensch
und Umwelt verbunden. Besonders zu erwähnen;eien an dieser
Stelle:

. die Verunreinigung des Grund- und Trinkwassers durch
Chemikalien, Methan oder Lagerstättenwasser. Diese
können durch Unfälle, natürliche oder künstlich
geschaffene Wegsamkeiten im Untergrund sowie
und ichte Bohrlochabd ichtu ngen und
Zementummantelungen an die Oberfläche und in das
Grundwasser gelangen. Dass ,,die Gefährdung der
oberfl ächennahen Wasservorkommen,, nicht
ausgeschlossen werden kann, bestätigen auch Studien
des Umweltbundesamts
ihttll : /i lr,'n.,t'. umn'eltbrprclesamt. de/publikationen/umn e
!aus_rvirkungen-vorr-l]:acking-bei-aulsucl;u ng) 
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Landesregierung Nordrhein-Westfalen
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ll 2014 umr,r.'eltauswirkungen von fi.acking-.l.pdf);
. die ungeklärte und unfallträchtige Entsorgr.r.g d",

hochgiftigen Flowback aus Lagerstättenwässe-r und Frac_
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Flüssigkeit, der neben Chemikalien des Frack-Vorgangs
häufig unter anderem radioaktive Isotope, Quecksilber
und Benzol enthält;

. unkontrollierbareundklimabelastendeMethan-Austritte
aus Bohrleitungen oder Rissen lm gashaltendern Gestein;

. die Gefahr von durch Fracking oder der Verpressung von
Lagerstättenwasser in sogenannte Versenkbohrungen
ausgelöste Beben;

. die miserable Klimabilanz von Erdgas aus gefrackten
unkonventionellen Lagerstätten, welche schlechter als
die von Erdgas aus konventionellen Lagerstätten ist.

Angesichts dieser Risiken wäre es unverantwortiich, Fracking
selbst unter Einsatz nicht-toxischer Frac-Flüssigkeiten und
unter verschärften Auflagen zu erlauben.

Aus diesen Gründen hat die Linksfraktion auch einen Antrag
fär ein ausnahmsloses gesetzliches Verbot von Fracking in
Deutschland in den Bundestag eingebracht, in dem
ausdrücklich dle Anderung des Bergrechtes gefordert wird. In
diesem heißt es u.a.:

,,II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,

1. einen Gesetzentwurf zum Fracking-Verbot vorzulegen,
a. der durch eine Anderung des Bundesberggesetzes sicherstellt,
dass die Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen
mittels hydraulischen Aufbrechens von Gestein (Hydraulic
Fracturing) ohne Ausnahme verboten ist, [. .. ] "

Den gesamten Antrag können Sie hier einsehen:
htip ://.lipbt.bundestag. de/dip2 1/btd/ 1

Weitere Informationen hierzu finden Sie auf der Homepage der
Linksfiaktion:
htt!:i /wx'rv.i inksfraklion. cle/im-ra'olt Iaulltn: nd gst9glLMlg_!!:j&
f rackirrg:riqulrr,hlatuladauboll

Wenn Sie es mir gestatten, würde ich zu einigen Aspekten gerne
ausführlicher Stellung nehmen:

Die Zunahme von Erdbeben in niedersächsischen
Erdgasfördergebieten zeigt, dass die Erdgasförderung,
insbesondere Fracking, eine reale Gefahr für Gesundheit,
privates Eigentum, wie z.B. Wohnhäuser und die öffentliche
Infrastruktur darstellen. Die Industrie und die herrschende
Poiitik haben die Risiken der Erdgasförderung bisher einfach
ignoriert. Die Erdgaskonzerne, die jetzt mit allen Mitteln
Fracking durchsetzen wo11en, haben jahrelang einen
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Zusammenhang der Erdbeben mit ihrer Gasförderung
abgestritten. Dies ist inzwischen nicht mehr haltbar. Weitere
Informationen können Sie hier finden:
lrttp://tt u.n'.hubor:tus-zdcbeI. dc/burrdesr.egtgluuggüLa!:
erdleber lues€rt crdgasfoercleru Irg/

Die Risiken der Erdgasförderung mittels Fracking erfordern
mehr Transparenz sowie politische und wissenschaftliche
Beschäftigung. Dies gilt besonders hinsichtlich der Fragen der
Prävention und der Beherrschbarkeit der Auswirkungen des
Fracking-Prozesses, wenn Bohrungen oder Fracking in
geologische Störungen oder in deren direkter Nähe erfolgen.

In der aktuellen Dlskussion um das Fracking-Erlaubnisgesetz
hat die Bundesregierung die Gesundheitsrisiken bisher
unbeachtet geiassen. Die Gesundheitsgefahren erfordern aber
eine deutlich stärkere Aufklämng. Daher stellt sich auch in
Deutschland akut die Frage nach einer besseren Prävention von
Risiken und Gefahren der Erdgasförderung und insbesondere
der Fracking-Technologie. Aktuell haben wir deshalb auch zwei
Kleine Anfragen an die Bundesregierung gestellt, in denen wir
nach den vorhandenen Risiken der Gasförderung und
insbesondere nach der Verursacherhaftung fragen. Nähere
Inforrnationen finden Sie hier:
lL rt p : / /rv r,vr'v. hUberlrilzdebgL. dS/3ldbqbfltCctabr,:nrtfklae5r
statt-iotscrl]nreigcn/

Auf NRW Ebene gab es in den letzten Wochen interessante
Entwicklungen. Die Landesregierung hat angekündigt, im
Alleingang Fracking in NRW zu verbieten. Die NRW-
Landesregierung um SPD-Ministerpräsidentin Hannelore Kraft
hat offensichtlich jede Hoffnung auf eine konsequente Haltung
der SPD-Bundesminister und der Abgeordneten der Großen
Koalition im Bund verloren. Fracking soll nach den
Vorstellungen der Landesregierung über entsprechende
Festlegungen im Landesentwicklungsplan verhindert werden,
der hierfür geändert werden muss. Dabei ist mehr als fraglich,
ob derartige Festlegungen mit dem Bundesberggesetz in
Ubereinstimmung zu bringen sind. Dies bedeutet, dass der
Vorstoß der Landesregierung derzeit auf tönernen Füßen steht.

Das Vorgehen der Landesregierung wirft zudern Fragen nach der
Reichweite der Entscheidung auf. Sollten Probebohrungen
erlaubt sein, wie es sich derzeit abzeichnet, wäre das der erste
Einstieg in die Anwendung der Fracking-Technik in NRW. Ich
habe die Landesregierung aufgefordert, zu erklären, ob Fracking
durch die Hintertür einer angeblich wissenschaftlichen
Erforschung der Weg geebnet werden soll.
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Zudem kann der Vorstoß der Landesregierung Fracking nicht
sicher ausschließen. Wechselt die Landesregierung, kann der
Landesentwicklungsplan schnell geändert werden und der Weg
für Fracking damit frei gemacht werden. Der notwendige Schutz
der Bevölkerung und der Umwelt kann nur durch ein
bundesweites Fracking-Verbot ohne Ausnahmen, das im
Bundesberggesetz zu verankern ist, durchgesetzt werden. Dafür
wird sich DIE LINKE weiter einsetzen.
htin : //-"r'umr.hube.rius- zcicbel. tler/orrtscheitlung-dcr-lru-
1q,!Lcl esregienurg-zn - frackilg;lsgtchallend e-obtleigg- fuor-die:
bundos-spd/

Wenn Sie Fragen, Informationen, weitere Anregungen oder
Kritik haben, kontaktieren Sie mich jederzeit gern erneut über
mein Berliner Büro. Darüber würde ich mich sehr fleuen.

Mit fteundlichen Grüßen

Lit" (
Hubertus Zdebel


